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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Julia JERABEK als Vorsitzende und 

die fachkundigen Laienrichterinnen Mag. Sandra FOITL und Mag. Jutta HAIDNER als 

Beisitzerinnen über die Beschwerde von XXXX , geboren am XXXX , gegen den Bescheid des 

Arbeitsmarktservice  XXXX vom 08.04.2022, nach Beschwerdevorentscheidung vom 

27.06.2022,  XXXX , betreffend Verlust des Anspruchs auf Notstandshilfe für den Zeitraum 

01.04.2022 bis 12.05.2022 gemäß §§ 38 iVm 10 AlVG zu Recht erkannt: 

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und die Beschwerdevorentscheidung ersatzlos 

behoben. 

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 



- 2 - 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

1. Der Beschwerdeführer bezieht seit 01.04.2021 Leistungen aus der 

Arbeitslosenversicherung, seit 30.10.2021 Notstandshilfe. 

2. In der mit dem Arbeitsmarktservice Wien  XXXX (in der Folge als AMS oder „belangte 

Behörde“ bezeichnet) am 11.01.2022 verbindlich abgeschlossenen Betreuungsvereinbarung 

wurde unter anderem festgehalten, dass der Beschwerdeführer bei der Suche nach einer 

Stelle als EDV-Techniker bzw. jeder zumutbaren Beschäftigung nach den 

Notstandshilfebestimmungen unterstützt werde.  

3. Am 18.03.2022 wurde dem Beschwerdeführer folgende Beschäftigung als IT-Koordinator 

an den  XXXX zugewiesen: 

„…  
Ihre zukünftigen Tätigkeiten umfassen die Analyse und Bearbeitung von IT-Problemstellungen, 
den First- und Second-Level-Support für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des  
Landesklinikums  im Rahmen eines Helpdesks, die eigenständige Betreuung von abgegrenzten 
Teilen der IT-Infrastruktur bzw. von Anwendersoftware des Klinikums, die Betreuung von EDV-
Anwendern bei der Lösung von Problemen, das Beseitigen von Störungen sowie Installationen 
von Hard- und Software inkl. Dokumentation der Konfiguration, Sicherstellen der Einhaltung 
von Datenschutz und Datensicherheit (eigenständige Server-Betreuung) sowie eigenständige 
Programmierungen. 
 
Ihre Qualifikationen: 

 Mehrjährige einschlägige Berufserfahrung erwünscht 

 Hervorragende Kenntnisse im Umgang mit Microsoft Windows Betriebssystemen 

 Problemanalyse, Fehlerbehebung und Betreuung der Anwenderinnen und Anwender bei 
System- und Softwarefragen 

 Netzwerkkenntnisse von Vorteil 
 
Voraussetzung für eine Tätigkeit beim Land  XXXX ist Unbescholtenheit und ein medizinischer 
Impf-/Immunitätsnachweis. 
 
Ihre erforderlichen Bewerbungsunterlagen: 

 Bewerbungsschreiben 

 Lebenslauf 

 relevante Ausbildungsnachweise 
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Wir bieten Ihnen ein vertragliches Dienstverhältnis nach den Bestimmungen des  XXXX Landes-
Bedienstetengesetzes ( XXXX LBG) und ein attraktives Vergütungspaket mit einem monatlichen 
Bruttogehalt zwischen € 2.583,80 und € 3.467,80 (14malig auf Basis Vollzeit). 
 
Unser konkretes Angebot berücksichtigt sowohl Ihre berufliche Qualifikation und Erfahrung als 
auch individuell anrechenbare Vordienstzeiten. Als einer der größten Gesundheitsdienstleister 
Österreichs bietet die  XXXX außerdem zahlreiche Sozialleistungen und weitere Benefits. 
 
Gleichbehandlung ist für uns selbstverständlich (www. XXXX .gv.at/gleichbehandlung). In 
Bereichen mit einem Frauenanteil unter 45% ist Frauenförderung geboten. 
…“ 

4. Der Beschwerdeführer teilte dem AMS wiederholt mit, dass er sich nicht auf die Stelle 

bewerben werde. 

5. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid der belangten Behörde vom 08.04.2022 wurde 

festgestellt, dass der Beschwerdeführer seinen Anspruch auf Notstandshilfe für den Zeitraum 

vom 01.04.2022 bis 12.05.2022 verloren habe. Nachsicht sei nicht erteilt worden. Begründend 

wurde ausgeführt, der Beschwerdeführer habe sich auf ein zumutbares Stellenangebot beim  

XXXX nicht beworben und somit eine mögliche Arbeitsaufnahme vereitelt. Gründe für eine 

Nachsicht der Rechtsfolgen würden nicht vorliegen bzw. können nicht berücksichtigt werden. 

6. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer fristgerecht Beschwerde und führte 

zusammengefasst aus, dass aus dem Vermittlungsvorschlag hervorging, dass „Voraussetzung 

für eine Tätigkeit beim Land  XXXX Unbescholtenheit und ein medizinischer Impf-

/Immunitätsnachweis“ sei. Er habe mit der Personalverantwortlichen von der  XXXX 

gesprochen, welche ihm auch schriftlich mitgeteilt habe, dass seit einiger Zeit nur mehr 

Personen eingestellt würden, die einen Impf- oder Immunitätsnachweis vorweisen können. 

Da er weder das eine noch das andere vorweisen könne, sei er für diese Stelle nicht geeignet 

bzw. qualifiziert, weshalb er sich auch nicht beworben; dies habe er auch rechtzeitig dem AMS 

mitgeteilt. Bei allen anderen Vermittlungsvorschlägen, die passend gewesen seien, habe er 

sich sehr wohl beworben. 

7. Nach Durchführung eines weiteren Ermittlungsverfahrens wurde mit Bescheid der 

belangten Behörde vom 27.06.2022 die Beschwerde gegen den Bescheid des AMS vom 

08.04.2022 im Rahmen einer Beschwerdevorentscheidung gemäß § 14 VwGVG iVm § 56 AlVG 

abgewiesen. Begründend wurde nach Feststellung des Sachverhalts und Wiedergabe der 

maßgeblichen Rechtsvorschriften im Wesentlichen ausgeführt, dass die Stelle den 

gesetzlichen Bestimmungen entsprechend zumutbar gewesen sei. Auch wenn der 

Beschwerdeführer angenommen habe, dass er die Voraussetzungen für die ausgeschriebene 
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Stelle nicht erfülle, weil er nicht gegen COVID-19 geimpft sei, hätte ihn dies nicht von seiner 

Bewerbungspflicht entbunden. Er habe selbst telefonisch die  XXXX kontaktiert und wurde er 

im Zuge dessen über das Prozedere im Bewerbungsverfahren informiert. Es wäre an ihm 

gelegen, die Bewerbung durchzuführen und die näheren Umstände hinsichtlich der 

Einstellung im Bewerbungsverfahren mit dem Dienstgeber abzuklären. Der Beschwerdeführer 

habe durch sein Verhalten, nämlich sich nicht bei dem potentiellen Dienstgeber zu bewerben, 

weil er mit der Formulierung in der Ausschreibung hinsichtlich Gleichbehandlung und 

Frauenförderung sowie des Nachweises eines medizinischen Impf- oder 

Immunitätsnachweises nicht einverstanden sei, das Zustandekommen eines 

Beschäftigungsverhältnisses vereitelt. Dies sei kausal dafür gewesen, dass er für die Besetzung 

der Stelle nicht in Frage gekommen ist. 

8. Der Beschwerdeführer stellte fristgerecht einen nicht näher begründeten Vorlageantrag. 

9. Der Vorlageantrag und die Beschwerde wurden dem Bundesverwaltungsgericht unter 

Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens am 05.08.2022 übermittelt. 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

Der Beschwerdeführer bezieht seit 30.10.2021 Notstandshilfe. 

In der mit dem AMS am 11.01.2022 verbindlich abgeschlossenen Betreuungsvereinbarung 

wurde als Ziel der Betreuung festgehalten, dass das AMS den Beschwerdeführer bei der Suche 

nach einer Stelle als EDV-Techniker oder im Bereich aller zumutbarer Tätigkeitsbereiche laut 

der Notstandshilferichtlinie unterstützt. 

Am 18.03.2022 wurde dem Beschwerdeführer die Beschäftigung als IT-Koordinator bei der  

XXXX zugewiesen.  

Voraussetzung für die zugewiesene Tätigkeit war ein medizinischer Impf- oder 

Immunitätsnachweis.  

Der Beschwerdeführer bewarb sich nicht auf diese Stelle. Eine Beschäftigung kam in der Folge 

nicht zustande.  

Die zugewiesene Beschäftigung war dem Beschwerdeführer mangels Vorliegens eines 

medizinischen Impf- oder Immunitätsnachweises nicht zumutbar.  
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2. Beweiswürdigung: 

Beweis wurde erhoben durch Einsicht in den übermittelten Verwaltungsakt, insbesondere in 

den Hauptversicherungsverband-Auszug, die Betreuungsvereinbarung vom 11.01.2022, das 

Stellenangebot sowie die Beschwerde und den Vorlageantrag. 

Die Feststellungen hinsichtlich des Bezuges von Notstandshilfe ergeben sich aus dem im Akt 

einliegenden Sozialversicherungsauszug.  

Die Zuweisung der Beschäftigung als IT-Koordinator mit 18.03.2022 ergibt sich aus dem 

unstrittigen Akteninhalt. 

Dass für die zugewiesene Tätigkeit ein medizinischer Impf- oder Immunitätsnachweis 

vorausgesetzt wird, ergibt sich zum einen aus der Stellenausschreibung selbst, in der es heißt: 

„Voraussetzung für eine Tätigkeit beim Land  XXXX ist Unbescholtenheit und ein medizinischer 

Impf-/ Immunitätsnachweis“, zum anderen wird darüber auf der Homepage der  XXXX 

aufgeklärt. Außerdem bestätigte die Personalverantwortliche bei der  XXXX sowohl dem 

Beschwerdeführer als auch der belangten Behörde, dass seit 01.09.2021 für eine Tätigkeit in 

der  XXXX der Impf- bzw. Immunitätsnachweis erforderlich ist.  

Dass sich der Bewerber auf die zugewiesene Stelle nicht bewarb und eine Beschäftigung nicht 

zustande kam ist evident und wird nicht bestritten. 

Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer den körperlichen Voraussetzungen für die 

zugewiesene Beschäftigung nicht genügt ergibt sich aus seinen glaubwürdigen Angaben, 

weder einen Impf- noch einen Immunitätsnachweis vorlegen zu können.  

3. Rechtliche Beurteilung: 

3.1. Die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts und die Entscheidung durch einen 

Senat unter Mitwirkung fachkundiger Laienrichter ergeben sich aus §§ 6, 7 BVwGG iVm § 56 

Abs. 2 AlVG. Die Beschwerde ist rechtzeitig und auch sonst zulässig. 

Zu A) Stattgabe der Beschwerde: 

3.2. Die im Beschwerdefall maßbegebenden Bestimmungen des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes lauten: 

„Arbeitsfähigkeit 
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§ 8 (1) Arbeitsfähig ist, wer nicht invalid und nicht berufsunfähig im Sinne des ASVG ist. 
Arbeitsfähig ist jedenfalls nicht, wer eine Leistung aus dem Versicherungsfall der geminderten 
Arbeitsfähigkeit oder der Erwerbsunfähigkeit bezieht. Arbeitsfähig ist weiters nicht, wer die 
Anspruchsvoraussetzungen für eine derartige Leistung erfüllt. 

(2) Arbeitslose sind, wenn sich Zweifel über ihre Arbeitsfähigkeit ergeben oder zu klären ist, ob 
bestimmte Tätigkeiten ihre Gesundheit gefährden können, verpflichtet, sich ärztlich 
untersuchen zu lassen. Die Untersuchung der Arbeitsfähigkeit hat an einer vom 
Kompetenzzentrum Begutachtung der Pensionsversicherungsanstalt festgelegten Stelle 
stattzufinden. Die Untersuchung, ob bestimmte Tätigkeiten die Gesundheit einer bestimmten 
Person gefährden können, hat durch einen geeigneten Arzt oder eine geeignete ärztliche 
Einrichtung zu erfolgen. Wenn eine ärztliche Untersuchung nicht bereits eingeleitet ist, hat die 
regionale Geschäftsstelle bei Zweifeln über die Arbeitsfähigkeit oder über die 
Gesundheitsgefährdung eine entsprechende Untersuchung anzuordnen. Wer sich weigert, 
einer derartigen Anordnung Folge zu leisten, erhält für die Dauer der Weigerung kein 
Arbeitslosengeld. 

Arbeitswilligkeit 

§ 9. (1) Arbeitswillig ist, wer bereit ist, eine durch die regionale Geschäftsstelle oder einen vom 
Arbeitsmarktservice beauftragten, die Arbeitsvermittlung im Einklang mit den Vorschriften der 
§§ 2 bis 7 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes (AMFG), BGBl. Nr. 31/1969, durchführenden 
Dienstleister vermittelte zumutbare Beschäftigung in einem Arbeitsverhältnis als 
Dienstnehmer im Sinn des § 4 Abs. 2 ASVG anzunehmen, sich zum Zwecke beruflicher 
Ausbildung nach- oder umschulen zu lassen, an einer Maßnahme zur Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt teilzunehmen, von einer sonst sich bietenden Arbeitsmöglichkeit Gebrauch 
zu machen und von sich aus alle gebotenen Anstrengungen zur Erlangung einer Beschäftigung 
zu unternehmen, soweit dies entsprechend den persönlichen Fähigkeiten zumutbar ist. 

(2) Eine Beschäftigung ist zumutbar, wenn sie den körperlichen Fähigkeiten der arbeitslosen 
Person angemessen ist, ihre Gesundheit und Sittlichkeit nicht gefährdet, angemessen entlohnt 
ist, in einem nicht von Streik oder Aussperrung betroffenen Betrieb erfolgen soll, in 
angemessener Zeit erreichbar ist oder eine entsprechende Unterkunft am Arbeitsort zur 
Verfügung steht sowie gesetzliche Betreuungsverpflichtungen eingehalten werden können. Als 
angemessene Entlohnung gilt grundsätzlich eine zumindest den jeweils anzuwendenden 
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung entsprechende Entlohnung. Die zumutbare tägliche 
Wegzeit für Hin- und Rückweg beträgt jedenfalls eineinhalb Stunden und bei einer 
Vollzeitbeschäftigung jedenfalls zwei Stunden. Wesentlich darüber liegende Wegzeiten sind 
nur unter besonderen Umständen, insbesondere wenn am Wohnort lebende Personen üblicher 
Weise eine längere Wegzeit zum Arbeitsplatz zurückzulegen haben oder besonders günstige 
Arbeitsbedingungen geboten werden, zumutbar. 

(3) - (8) (...) 

§ 10. (1) Wenn die arbeitslose Person 

1. sich weigert, eine ihr von der regionalen Geschäftsstelle oder einen vom Arbeitsmarktservice 
beauftragten, die Arbeitsvermittlung im Einklang mit den Vorschriften der §§ 2 bis 7 AMFG 
durchführenden Dienstleister zugewiesene zumutbare Beschäftigung anzunehmen oder die 
Annahme einer solchen Beschäftigung vereitelt, oder 
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2. sich ohne wichtigen Grund weigert, einem Auftrag zur Nach(Um)schulung zu entsprechen 
oder durch ihr Verschulden den Erfolg der Nach(Um)schulung vereitelt, oder 

3. ohne wichtigen Grund die Teilnahme an einer Maßnahme zur Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt verweigert oder den Erfolg der Maßnahme vereitelt, oder 

4. (...) 

so verliert sie für die Dauer der Weigerung, mindestens jedoch für die Dauer der auf die 
Pflichtverletzung gemäß Z 1 bis 4 folgenden sechs Wochen, den Anspruch auf Arbeitslosengeld. 
Die Mindestdauer des Anspruchsverlustes erhöht sich mit jeder weiteren Pflichtverletzung 
gemäß Z 1 bis 4 um weitere zwei Wochen auf acht Wochen. Die Erhöhung der Mindestdauer 
des Anspruchsverlustes gilt jeweils bis zum Erwerb einer neuen Anwartschaft. Die Zeiten des 
Anspruchsverlustes verlängern sich um die in ihnen liegenden Zeiträume, während derer 
Krankengeld bezogen wurde. 

(2) - (4) ..." 

Gemäß § 38 AlVG sind – soweit nichts anderes bestimmt ist – auf die Notstandshilfe die 

Bestimmungen des Abschnittes 1 sinngemäß anzuwenden.  

3.3. Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit der im angefochtenen Bescheid verhängten 

Sanktion nach § 10 Abs. 1 Z 1 AlVG ist, dass die zugewiesene Beschäftigung als zumutbar und 

auch sonst als geeignet in Betracht kommt, dass der Arbeitslose ein Verhalten gesetzt hat, das 

geeignet war, das Zustandekommen der Beschäftigung zu vereiteln und dass dieses Verhalten 

kausal für das Nichtzustandekommen sowie vorsätzlich darauf gerichtet war. Nach § 10 Abs. 

3 AlVG ist der Verlust des Anspruchs in berücksichtigungswürdigen Fällen wie z.B. bei 

Aufnahme einer anderen Beschäftigung nach Anhörung des Regionalbeirates ganz oder 

teilweise nachzusehen. 

3.4. Zuweisungsfähigkeit der Beschäftigung 

Der Tatbestand des § 10 Abs. 1 Z 1 AlVG wird nur verwirklicht, wenn es sich bei der in Frage 

kommenden Beschäftigung um eine zumutbare und damit für die Zuweisung geeignete 

Beschäftigung handelt (vgl. dazu VwGH 22.02.2012, 2009/08/0077; 02.05.2012, 

2010/08/0013, 2012/08/0077; 02.05.2012, 2010/08/0054; 15.05.2013, 2010/08/0257; 

22.07.2013, 2012/08/0058). 

Grundvoraussetzung für die Zuweisungstauglichkeit einer Beschäftigung an einen 

Arbeitslosen ist, dass dessen Kenntnisse und Fähigkeiten jenen Kenntnissen und Fähigkeiten 

entsprechen, die an der zugewiesenen Arbeitsstelle verlangt werden. Wenn die arbeitslose 

Person dem vom Dienstgeber bekannt gegebenen Anforderungsprofil nicht entspricht, ist 

daher eine Zuweisung unzulässig (VwGH 30.09.1997, 97/08/0414; 04.09.2013, 2012/08/0076; 
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mHa Sdoutz/Zechner, AlVG, Praxiskommentar, Rz 209 zu § 9 AlVG; VwGH 04.09.2013, 

2011/08/0092). 

Wenn eine Beschäftigung nicht evident unzumutbar ist und das AMS nicht von vornherein 

Kenntnis von einem die Unzumutbarkeit der Beschäftigung begründenden Umstand hat, kann 

es den Arbeitslosen zu dieser Tätigkeit zuweisen. So dem Arbeitslosen keine Anhaltspunkte 

für die Unzumutbarkeit der Tätigkeit bekannt sind, trifft ihn zunächst die Verpflichtung, sich 

beim potentiellen Dienstgeber vorzustellen. Es liegt an ihm, die näheren Bedingungen der 

bekannt gegebenen Beschäftigungsmöglichkeit bei einem Vorstellungsgespräch zu erörtern 

(z.B. VwGH 25.06.2013, 2011/08/0052). 

Der Arbeitslose ist verpflichtet, allfällige Zweifel über seine Eignung abzuklären (VwGH 

22.02.2012, 2009/08/0112; 04.09.2013, 2011/08/0092) bzw. im Zuge der Kontaktaufnahme 

mit einem potentiellen Arbeitgeber bzw. dessen Vertreter in einer geeigneten (d.h. nicht 

unqualifizierten und im Ergebnis als Vereitelungshandlung anzusehenden) Weise jene 

Informationen zu erfragen, die zur Beurteilung von persönlicher Eignung und Zumutbarkeit 

unerlässlich sind (VwGH 15.05.2013, 2010/08/0257; 24.07.2013, 2011/08/0209). Nur wenn 

ein Arbeitsloser die Zumutbarkeit einer zugewiesenen Arbeitsstelle gegenüber dem AMS ganz 

konkret bestreitet (oder die Zumutbarkeit aus anderen Gründen nicht ohne nähere 

Ermittlungen angenommen werden kann), hat sich das AMS mit dieser Frage in der 

Begründung seines Bescheides auseinanderzusetzen. Das AMS hat dann - erforderlichenfalls - 

darzutun, welche Anforderungen mit der zugewiesenen Beschäftigung verbunden sind und ob 

der Arbeitslose nach seinen geistigen und körperlichen Fähigkeiten diesen Anforderungen 

genügt (VwGH 04.07.2007, 2006/08/0097; 11.07.2012, 2012/08/0070; 15.05.2013, 

2010/08/0257; 25.06.2013, 2012/07/0215). 

Bereits der Stellenausschreibung ist die Voraussetzung eines Impf- bzw. 

Immunitätsnachweises zu entnehmen und wurde dies dem Beschwerdeführer (und auch dem 

AMS über Nachfrage) zusätzlich von einer Vertreterin der  XXXX bestätigt. Mangels Vorliegen 

eines Impf- bzw. Immunitätsnachweises war die zugewiesene Stelle evident unzumutbar. 

Daran ändert auch der Umstand nichts, dass die Prüfung des Impf- oder 

Immunitätsnachweises erst im Zuge des Personalaufnahmeverfahrens stattfindet und die 

Personalabteilung erst nach der vorgeschriebenen ärztlichen Eignungsuntersuchung durch 

Bestätigung der vollständigen Eignung darüber Kenntnis erlangt, dass der Bewerber (nicht) 

auch gegen COVID-19 geimpft ist. Auch hat der Beschwerdeführer deutlich zum Ausdruck 

gebracht, sich nicht impfen lassen zu wollen.  
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Im Hinblick auf die Voraussetzung eines Impf- oder Immunitätsnachweises ist an dieser Stelle 

anzuführen, dass im verfahrensgegenständlichen Zeitraum zwar das „COVID-19-

Impfpflichtgesetz“ (BGBl. I Nr. 4/2022) in Kraft stand, jedoch am 11.03.2022 die „Verordnung 

betreffende die vorübergehende Nichtanwendung des COVID-19-Impfpflichtgesetzes und der 

COVID-19-Impfpflichtverordnung“ (BGBl. II Nr. 103/2022) kundgemacht wurde, welche die 

Aussetzung der Impfpflicht und der damit in Zusammenhang stehenden Strafen festlegte. Im 

konkreten Zeitraum bestand sohin keine Verpflichtung zur COVID-19-Impfung. Insofern ist 

dem Beschwerdeführer nicht entgegenzutreten, wenn er von der evidenten Unzumutbarkeit 

der zugewiesenen Beschäftigung ausgegangen ist und sich nicht beworben hat.  

Die Zuweisung der Beschäftigung war daher im Ergebnis unzulässig. 

3.5. Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung: 

Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für 

erforderlich hält, von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. 

Gemäß Abs. 3 hat der Beschwerdeführer die Durchführung einer Verhandlung in der 

Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu 

geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf 

Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung 

kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden. Gemäß Abs. 4 kann, 

soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das Verwaltungsgericht 

ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen 

lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten 

lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. 

Der Sachverhalt ergibt sich zweifelsfrei aufgrund der Aktenlage in Verbindung mit der 

Beschwerde und ist hinreichend geklärt. Unter diesen Umständen geht das Gericht davon aus, 

dass die mündliche Verhandlung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, 

und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK, noch Art. 47 der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union entgegenstehen. Darüber hinaus hat der 

Beschwerdeführer auch keinen Antrag auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

gestellt. 
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Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs ab, noch fehlt 

es an einer Rechtsprechung (siehe unter Pkt. II.3.4.); weiters ist die vorliegende 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs auch nicht als uneinheitlich anzusehen. Auch 

liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 

Rechtsfrage vor. 

) 


